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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.12.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

MOTION
DATUM: 29.09.2022
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Forschung

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2020 Uber das Horizon-Paket
2021-2027. Mehrere Rednerinnen und Redner betonten dabei die Wichtigkeit der
Erneuerung dieses Forschungsabkommens mit der EU. Nur so kénne die Schweiz bei
der Forschung auf Niveau «Champions League» mitspielen, argumentierte Christian
Wasserfallen (fdp, BE). Die Finanzierungsbotschaft wurde aber nicht von allen Parteien
vollstdndig unterstitzt. Wahrend eine Minderheit um Diana Gutjahr (svp, TG) die Vorlage
an den Bundesrat zurlckweisen wollte, um ein alternatives, nationales Programm
ausarbeiten zu lassen, wollte eine weitere Minderheit Keller (svp, NW) die vom
Bundesrat budgetierte Reserve von CHF 614 Mio. auf CHF 466 Mio. reduzieren. Beide
Antrage wurden abgelehnt. Ebenfalls keine Mehrheit fanden zwei Antrage von links-
gruner Seite, welche die Verpflichtungen flur das Euroatom-Programm auf Ende 2025
befristen wollten. Zu reden gaben des Weiteren insbesondere folgende zwei Punkte: Im
Horizon-Programm 2021-2027 wird der Finanzierungsmechanismus geandert. Neu zahlt
jeder Staat so viel ins Programm ein, wie wieder an die Forscherinnen und Forscher
ausbezahlt wird (pay as you go Prinzip). Es ist also nicht mehr méglich, mehr Mittel zu
beziehen als einzubezahlen. Diese Neuerung sei gemass Claudia Friedl (sp, SG) in der
Kommission bedauert worden, kénne aber nicht rickgangig gemacht werden. Zudem
habe die EU generell mehr Geld fur das Programm budgetiert als in der vergangenen
Periode, weshalb auch die Schweiz einen héheren Betrag aufwenden musse. Der zweite
Punkt betraf die generellen Beziehungen der Schweiz zur EU. Christian Wasserfallen
und auch Forschungsminister Parmelin betonten im Rat, dass die Assoziierung an das
Horizon-Paket nichts mit dem Rahmenabkommen zu tun habe. Fir Angelika Kalt,
Direktorin des SNF, war die Sache allerdings nicht so klar. Gemass Kalt ware es moglich,
dass die EU die Verabschiedung des Rahmenabkommens voraussetzt, damit die Schweiz
an Horizon teilnehmen kénne.

In der Schlussabstimmung sprach sich der Nationalrat deutlich fur die Zustimmung zum
Horizon-Paket respektive zum Start der Verhandlungen des Bundesrates mit der EU aus.
138 Personen stimmten daflr, 49 Mitglieder der SVP stimmten dagegen, eine Person
enthielt sich der Stimme (ebenfalls SVP).

Die WBK-NR forderte im Juni 2022 mehr Transparenz beziiglich der verwendeten und
nicht verwendeten Mittel fiir das «Horizon-Paket 2021-2027>». Die Kommission
sprach damit den Verpflichtungskredit in der Héhe von CHF 6.15 Mrd. an, den die Rate
2020 fur die geplante Beteiligung am Horizon-Paket 2021-2027 gesprochen hatten.
Weil die Schweiz die erhoffte Assoziierung an Horizon Europe bislang nicht erreichen
konnte, habe der Bundesrat das SBFI beauftragt, direkt Projekte im Rahmen von
Ubergangsmassnahmen zu finanzieren. Es mangle nun jedoch an Transparenz beziiglich
der verschiedenen Verpflichtungs- und Zahlungskredite fur diese
Ubergangsmassnahmen. Es brauche eine laufend zu aktualisierende Ubersicht
betreffend angefallener Kreditreste; Verpflichtungskredite fir Projektfinanzierungen in
den kommenden Jahren; Finanzierung der Massnahmen, die von SNF und Innosuisse
umgesetzt werden und zu allfalligen zuséatzlichen Massnahmen. Eine Minderheit der
Kommission um Diana Gutjahr (svp, TG) beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der
Bundesrat unterstltzte das Anliegen nicht. Er argumentierte, dass die gewunschten
Informationen bereits vorhanden und abrufbar seien; somit sei das Anliegen bereits
erfullt.

Der Vorstoss gelangte in der Herbstsession 2022 in den Nationalrat. Mustafa Atici (sp,
BS) betonte, dass die Kommission mit dieser Motion sicherstellen wolle, dass der daflr
vorgesehene Betrag vollumfanglich in den Bereich Forschung und Innovation fliesse. Im
Rahmen der Teilassoziierung bei Horizon 2020 (2014 bis 2016) seien Gber CHF 700 Mio.
an gesprochenen Mitteln nicht fur den dafur vorgesehenen Zweck verwendet worden -
die Frage nach diesen Geldern wurde auch in der Anfrage 22.1022 von Fabien Fivaz (gp,
NE) aufgeworfen. Dies dirfe sich nicht noch einmal wiederholen. Die Minderheit sah
hingegen keinen Grund, die Motion anzunehmen. Sie vertrat wie der Bundesrat die
Ansicht, dass alle Angaben bereits transparent vorhanden und verfugbar seien. Der
Nationalrat nahm die Motion jedoch mit 133 zu 50 Stimmen an, die ablehnenden
Stimmen stammten allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 2
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BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Verbande

Jahresriickblick 2020: Verbande

Verschiedene Branchenverbande beflrchteten aufgrund der zur Eindammung des
Coronavirus verhangten Massnahmen drastische Folgen fir die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie wahrend des Lockdowns und danach
bessere  Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen fir ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbande Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedererdffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend benétigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhdngten Einreisesperren umgehen kénnen.
Unterstutzt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbande erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezdlle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.

Auch eine Forderung der Unia bezlglich des Lockdowns sorgte fur Aufsehen. Weil
gemass der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe wéhrend des
Lockdowns nicht ausreichend geschitzt waren - ein Banker kénne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau mussten weiterhin ungeschitzt ihren beruflichen
Tatigkeiten nachgehen -, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme fir Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hatte, teils scharfen Vorwlrfen stellen.

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende Méarz nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zurlick und wurde von Martin Rufer abgel&st.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Présidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Grindung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. lhre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen
Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Méader per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Prasidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwdlf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Prasident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Président des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestétigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewahlt. Gemass NZZ wéare die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis winschenswert
gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hatte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbande nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.

Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbédnde - vertreten durch den
SGV und Economiesuisse - als auch die Arbeitnehmerverbande - vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
Unia, Syna und VPOD - lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
Gegenargument war die Beflirchtung einer Kindigung des
Personenfreizligigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womoéglich zur Folge gehabt hatte.

Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbande Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, tber die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden kénnen, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbénde, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, wirde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit fihren und dabei die
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Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten wirde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbanden Unterstitzung.
Eine noch gréssere Anzahl an Verbanden und insbesondere NGOs stand hingegen fur
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft fur
bedrohte Vélker gehorten zZu den Tragerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstitzung zu.

Auch historische Jubilden konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation fur lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jéhriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
Uberbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbande>»
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen hochsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am starksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbdnde sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbénde.
Ebenfalls 6fters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbénde,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die Ubrigen
Arbeitgeberverbande. *

1) AB NR, 2020, S. 2599 ff.; AB NR, 2020, S. 2603 ff. ; NZZ, 25.9.,17.12.20
2) AB NR, 2022, 5. 1827 ff.
3) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Verbande
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